
GESETZ ÜBER DIE 
BEHERBERGUNGSABGABE, DIE 

VERKEHRSABGABE UND DIE VERKEHRSTAXE  
FÜR DIE GEMEINDE SAMEDAN 

 

 
 
 

1. Präambel 
 
1 Gestützt auf Art. 70 der Verfassung der Gemeinde Samedan 
sowie Art. 22-23 Gemeinde- und Kirchensteuergesetz Grau-
bünden erlässt die Gemeinde Samedan das vorliegende Ge-
setz. 
 
2 Das vorliegende Gesetz soll der Vereinfachung der Erhebung 
und Einziehung einer Beherbergungsabgabe dienen. 
 
3 Sodann dient dieses Gesetz der Finanzierung der Tourismus-
entwicklung, worunter insbesondere die Mitfinanzierung der 
touristischen Infrastrukturen, Angebote und Dienstleistungen 
fallen, sowie der Förderung des öffentlichen Verkehrs, wozu 
insbesondere die Mitfinanzierung der Angebote des Gemeinde-
verbandes des öffentlichen Verkehrs im Oberengadin gehört. 
 

2. Allgemeine Bestimmungen 
 

Art. 1 
1 Im Rahmen der Zuständigkeit der Gemeinde regelt dieses Ge-
setz die Erhebung und Einziehung der Beherbergungsabgabe, 
der Verkehrsabgabe und der Verkehrstaxe. 
 
2 Die Gemeinde kann einen Teil der Einnahmen aus den Lie-
genschaftssteuern für die Förderung des Tourismus einsetzen. 
Die entsprechenden Mittel werden durch die Gemeindever-
sammlung in der Regel im Rahmen der Budgetierung freigege-
ben. 
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3 Dieses Gesetz gilt für das ganze Gemeindegebiet und die in 
diesem Gesetz umschriebenen Steuersubjekte. 
 

Art. 2 
1 Soweit dieses Gesetz oder seine Ausführungsbestimmungen 
keine abschliessende Regelung enthalten, gilt das jeweils gel-
tende Steuergesetz für den Kanton Graubünden subsidiär. 
 
2 Vorbehalten bleiben ferner die einschlägigen Vorschriften des 
übergeordneten Rechts. 
 

Art. 3 
1 Personen-, Funktions- und Berufsbezeichnungen in diesem 
Erlass beziehen sich auf alle Geschlechter, soweit sich aus 
dem 
Sinn des Erlasses nichts anderes ergibt. 
 

3. Beherbergungsabgabe 
 

Art. 4 
1 Steuersubjekt der Beherbergungsabgabe sind der Beherber-
ger und der Eigennutzer. 
 
2 Beherberger ist, wer einem Gast eigene oder auf Dauer über-
lassene Räumlichkeiten oder Boden zu Ferien- oder Erho-
lungszwecken zur Verfügung stellt. 
 
3 Als Eigennutzer gelten Eigentümer, Nutzniesser und Wohn-
rechtsberechtigte von in der Gemeinde gelegenem, selbst ge-
nutztem Wohnraum, der vor allem Ferien- und Erholungszwe-
cken dient. Als Eigennutzer gilt auch, wer in der Gemeinde un-
beschränkt steuerpflichtig ist und dort über eine selbst genutzte 
Ferienliegenschaft verfügt, es sei denn, die Gemeinde leistet 
aus den Einkommens- und Vermögenssteuern der unbe-
schränkt steuerpflichtigen Personen einen wesentlichen Beitrag 
an die Tourismusentwicklung. 
 
4 In dem Umfang, als ein Nutzniesser oder Wohnrechtsberech-
tigter die Beherbergungsabgabe zu leisten verpflichtet ist, wird 
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der Eigentümer von der Leistung der Beherbergungsabgabe 
befreit. 
 
5 Der Dauermieter ist dem Eigennutzer gleichgestellt. Dauermie-
ter ist, wer einen unbefristeten oder einen Mietvertrag von min-
destens 12 Monaten abgeschlossen hat. 
 
6 Der Eigennutzer wird zum Beherberger, wenn er die Räum-
lichkeiten oder den Boden vermietet. 
 
7 Das Anbieten von Räumlichkeiten oder Boden zu Ferien- oder 
Erholungszwecken auf einer Vermittlungsplattform führt zu ei-
ner Qualifikation als Beherberger. Dem Anbieten gleichgestellt 
ist die tatsächliche Vermietung von Räumlichkeiten oder Boden 
zu Ferien- oder Erholungszwecken ohne vorgängiges Anbieten. 
 
 

Art. 5 
1 Von der Abgabe ausgenommen ist, wer in der Gemeinde un-
beschränkt steuerpflichtig ist. 
 
2 Von der Abgabe ausgenommen sind überdies Alters- und 
Pflegeheime, Internate, Akutspitäler und Akutkliniken sowie Un-
terkünfte, die ausschliesslich dem Militär oder dem Zivilschutz 
dienen. 
 

Art. 6 
1 Objekt der Beherbergungsabgabe ist der direkte oder indirekte 
Tourismusnutzen. 
 

Art. 7 
1 Die Bemessung erfolgt aufgrund der vorhandenen Kapazitä-
ten. 
 
2 Die Beherbergungsabgabe wird für eine Steuerperiode fest-
gesetzt und erhoben. Als Steuerperiode gilt das Kalenderjahr. 
Die Bemessungsperiode ist mit der Steuerperiode identisch. 
 

Art. 8 
1 Die Bemessung richtet sich nach der Anzahl Zimmer. 
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2 Der Steuersatz beträgt pro Zimmer und Jahr 600 Franken. 
 

Art. 9 
1 Die Bemessung richtet sich nach der Nettowohnfläche in 
Quadratmeter (m2) gemäss der amtlichen Bewertung des Am-
tes für Immobilienbewertung des Kantons Graubünden. 
 
2 Für den Eigennutzer beträgt der Steuersatz pro Quadratmeter 
Nettowohnfläche und Jahr 8 Franken. 
 
3 Für den Beherberger beträgt der Steuersatz pro Quadratmeter 
Nettowohnfläche und Jahr 9 Franken. 
 
4 In jedem Fall wird für die Bemessung der Nettowohnfläche 
von einer Mindestfläche von 30 Quadratmeter ausgegangen. 
 
5 Die über 150 Quadratmeter hinausgehende Nettowohnfläche 
wird für die Bemessung nicht berücksichtigt. 
 

Art. 10 
1 Die Bemessung richtet sich nach der Anzahl Schlafplätze. 
 
2 Die Beherbergungsabgabe beträgt pro Schlafplatz und Jahr 
120 Franken. 
 

Art. 11 
1 Die Bemessung richtet sich nach der Anzahl Schlafplätze. 
 
2 Die Beherbergungsabgabe beträgt pro Schlafplatz und Jahr 
90 Franken. 
 

Art. 12 
1 Die Bemessung richtet sich nach der Anzahl Zelt- respektive 
Stellplätze. 
 
2 Die Beherbergungsabgabe beträgt pro Zelt- respektive Stell-
platz und Jahr 350 Franken. 
 

Art. 13 
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1 Die Bemessung richtet sich nach der Anzahl der vermieteten 
Zimmer. 
 
2 Die Beherbergungsabgabe beträgt pro Zimmer und Jahr 200 
Franken. 
 

Art. 14 
1 Unterkunftsarten, die in den Artikeln 8 bis 13 nicht aufgeführt 
sind, fallen in jene Kategorie, der sie am ähnlichsten sind. 
 

Art. 15 
1 Die Erträge aus der Beherbergungsabgabe müssen zur Fi-
nanzierung von Ausgaben im Interesse und zum Nutzen der 
Abgabepflichtigen verwendet werden. Sie dürfen nicht für die 
Finanzierung traditioneller Gemeindeaufgaben verwendet wer-
den. 
 
2 Im Interesse und zum Nutzen der Eigennutzer und der Beher-
berger erfolgen Ausgaben für die Finanzierung der Tourismus-
entwicklung. Darunter fallen insbesondere Planung, Entwick-
lung, Bau und Betrieb touristischer Angebote (Infrastrukturen, 
Dienstleistungen, Veranstaltungen und Gästeinformationen) vor 
Ort. 
 
3 Als traditionelle Gemeindeaufgaben gelten jene, die keinen 
erheblichen Konnex zum Tourismus aufweisen. 
 
4 Die Gemeinde ist verpflichtet, auf Anfrage die Mittelverwen-
dung offenzulegen. 
 

4. Verkehrsabgabe und Verkehrstaxe 
 

Art. 16 
1 Die Gemeinde liegt im Verkehrsverbundsgebiet Oberengadin 
und erhebt einen Zuschlag für den öffentlichen Verkehr. Dieser 
Zuschlag wird auf der Beherbergungsabgabe erhoben und zur 
Förderung des öffentlichen Verkehrs verwendet. 
 
2 Zu den nachfolgenden Bestimmungen Art. 17 und 18 kommen 
die Vereinbarung zwischen der Gemeinde und dem Gemeinde-
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verband für den öffentlichen Verkehr im Oberengadin sowie die 
jeweils gültigen Statuten des Gemeindeverbands für den öffent-
lichen Verkehr im Oberengadin und die diesbezüglichen Aus-
führungsbestimmungen ergänzend zur Anwendung. 
 

Art. 17 
1 Das Steuersubjekt der Verkehrstaxe ist der Beherberger nach 
Art. 4 Abs. 1. 
 
2 Steuerobjekt der Verkehrstaxe ist der direkte oder indirekte 
Nutzen aus dem öffentlichen Verkehr. 
 
3 Der Zuschlag der Verkehrstaxe beträgt pro Jahr: 
a) 115 Franken pro Zimmer für den Beherberger gemäss Art. 8 

und 13; 
b) 1.10 Franken pro Quadratmeter Nettowohnfläche für den 

Beherberger gemäss Art. 9; 
c) 4 Franken pro Schlafplatz für den Beherberger gemäss Art. 

10 und 11; 
d) 32 Franken pro Stellplatz für den Beherberger gemäss Art. 

12. 
 

Art. 18 
1 Das Steuersubjekt der Verkehrsabgabe ist der Eigentümer, 
Nutzniesser, Wohnrechtsberechtigte und Dauermieter von in 
der Gemeinde gelegenem Wohnraum, der vor allem Ferien- 
und Erholungszwecken dient. 
 
2 In dem Umfange, als ein Nutzniesser, Wohnrechtsberechtigter 
oder Dauermieter die Verkehrsabgabe zu leisten verpflichtet ist, 
wird der Eigentümer von der Leistung der Verkehrsabgabe be-
freit. 
 
3 Steuerobjekt der Verkehrsabgabe ist der direkte oder indirekte 
Nutzen aus dem öffentlichen Verkehr. 
 
4 Die Verkehrsabgabe beträgt pro Jahr und Ferienwohnung 
pauschal 80 Franken. 
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5. Gemeinsame Bestimmungen 
 

Art. 19 
1 Unterliegt ein Abgabepflichtiger nicht während des ganzen 
Jahres der Pflicht zur Entrichtung der Beherbergungsabgabe, 
Verkehrsabgabe und Verkehrstaxe, werden diese lediglich für 
die Anzahl Monate, für die die Abgabepflicht besteht, erhoben. 
Angebrochene Monate zählen voll. 
 
2 Für Liegenschaften, die während mindestens 6 Monaten im 
Jahr nicht nutzbar sind, reduzieren sich die Beherbergungsab-
gabe, die Verkehrsabgabe und die Verkehrstaxe anteilsmässig 
für die Zeit, während der die Liegenschaft nicht nutzbar war. 
 

Art. 20 
1 Die Beherbergungsabgabe, die Verkehrsabgabe und die Ver-
kehrstaxe werden jährlich mittels anfechtbarer Verfügung in 
Rechnung gestellt. 
 
2 Die Abgaben werden mit der Zustellung der Rechnung fällig 
und sind innert 30 Tagen seit der Fälligkeit zahlbar. 
 

Art. 21 
1 Die Abgabepflichtigen sind gegenüber den mit der Erhebung 
der Abgaben beauftragten Amtsstellen der Gemeinde zur Aus-
kunftserteilung über alle die Tourismusabgaben betreffenden 
Tatsachen verpflichtet. 
 
2 Sie liefern die für den Bezug erforderlichen Angaben wahr-
heitsgetreu und vollständig an die mit der Erhebung der Abga-
ben beauftragten Amtsstellen und gewähren Einsicht in die Be-
lege und Aufzeichnungen. 
 
3 Die Gemeinde bezeichnet die Art und Weise der Auskunftser-
teilung und die ihr vorzulegenden Unterlagen unter Ansetzung 
einer angemessenen Frist. 
 
4 Kommt es bei einer Liegenschaft während des Jahres zu einer 
Handänderung, so haben sich der Veräusserer und der Erwer-
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ber über die Abgrenzung der gemäss diesem Gesetz bezahlten 
Abgaben ohne Mitwirkung der Gemeinde zu verständigen. Die-
se leistet in den Fällen der Handänderung keine Rückerstat-
tung. Schuldner der Abgaben sind die im Zeitpunkt der Fällig-
keit im Grundbuch (Hauptbuch) eingetragenen Grundeigentü-
mer. 
 
5 Kommt es bei einer Liegenschaft während des Jahres zur Ein-
räumung oder zum Wegfall einer Nutzniessung, eines Wohn-
rechtes oder einer Dauermiete, gilt die Regelung gemäss Abs. 
4 analog. 
 

Art. 22 
1 Die Gemeinde ist berechtigt, die für die Erhebung der Beher-
bergungsabgaben sowie der Verkehrsabgaben und der Ver-
kehrstaxen erforderlichen Kontrollen durchzuführen bezie-
hungsweise anzuordnen und durchführen zu lassen. 
 
2 Die Kontrollorgane haben sich bei der Ausübung ihrer Funkti-
on mit einem entsprechenden Ausweis zu legitimieren. Es sind 
ihnen die gewünschten Auskünfte zu erteilen und die verlang-
ten Unterlagen vorzuweisen. Ebenso ist ihnen auf Verlangen 
der Zutritt in die Wohn- oder Geschäftszwecken dienenden 
Raume zu gewähren. 
 

Art. 23 
1 Für Abgaben, die nicht innert den festgesetzten Zahlungsfris-
ten beglichen werden, ist ein Verzugszins zu erheben. Dies gilt 
auch für die Bezahlung provisorischer Beträge oder wenn ein 
Rechtsmittel ergriffen wurde. 
 
2 Ergibt sich aufgrund eines erfolgreich ergriffenen Rechtsmit-
tels, dass ein zu hoher Betrag bezahlt wurde, ist der Minderbe-
trag mit einem Vergütungszins zurückzuerstatten. 
 
3 Verzugs- und Vergütungszinsen entsprechen den kantonalen 
Ansätzen. 
 

Art. 24 
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1 Die Beherbergungsabgaben, Verkehrsabgaben und Verkehrs-
taxen werden nach pflichtgemässem Ermessen veranlagt, 
wenn der Abgabepflichtige seine Verfahrenspflichten trotz 
Mahnung und Androhung der Ermessenstaxation nicht erfüllt 
hat oder die Steuerfaktoren mangels zuverlässiger Unterlagen 
nicht einwandfrei ermittelt werden können. 
 
2 Die Ermessenstaxation kann nur wegen offensichtlicher Un-
richtigkeit angefochten werden. Die Einsprache ist zu begrün-
den und muss allfällige Beweismittel nennen. Genügt die Ein-
sprache diesen Erfordernissen nicht, wird auf sie nicht eingetre-
ten. 
 

Art. 25 
1 Bestreitet der Abgabepflichtige die subjektive Steuerpflicht, 
kann die Veranlagungsbehörde mittels Verfügung einen Ent-
scheid über die subjektive Steuerpflicht erlassen. 
 

Art. 26 
1 Ergibt sich aufgrund von Tatsachen oder Beweismitteln, die 
bei der Veranlagung nicht bekannt waren, dass eine Veranla-
gung zu Unrecht unterblieben oder eine rechtskräftige Veranla-
gung unvollständig ist, wird die nicht beziehungsweise zu wenig 
veranlagte Abgabe nebst Zins als Nachsteuer erhoben. 
 
2 Wer einer Pflicht, die ihm nach den Vorschriften dieses Ge-
setzes oder nach einer aufgrund dieses Gesetzes getroffenen 
Anordnung obliegt, trotz Mahnung vorsätzlich oder fahrlässig 
nicht nachkommt, wird von der zuständigen Vollzugsbehörde 
mit einer Busse bis 10'000 Franken bestraft. 
 
3 Wer vorsätzlich oder fahrlässig bewirkt, dass eine Veranla-
gung zu Unrecht unterblieben oder eine rechtskräftige Veranla-
gung unvollständig ist, wird von der zuständigen Vollzugsbe-
hörde mit einer Busse bestraft. 
 
4 Die Busse gemäss Absatz 3 beträgt in der Regel das Einfache 
der hinterzogenen Abgabe. Sie kann bei leichtem Verschulden 
bis auf einen Drittel ermässigt, bei schwerem Verschulden bis 
auf das Dreifache erhöht werden. 
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5 Wer eine Abgabehinterziehung versucht, wird mit Busse be-
straft. Diese beträgt zwei Drittel der Busse, die bei vorsätzlicher 
Begehung einer vollendeten Abgabenhinterziehung ausgefallt 
worden wäre. 
 

Art. 27 
1 Werden mit Wirkung für eine juristische Person Verfahrens-
pflichten verletzt, Abgaben hinterzogen oder zu hinterziehen 
versucht, wird die juristische Personen gebüsst. 
 
2 Werden im Geschäftsbereich einer juristischen Person Teil-
nahmehandlungen (Anstiftung, Gehilfenschaft, Mitwirkung) an 
Steuerhinterziehungen Dritter begangen, gilt Absatz 1 sinnge-
mäss. 
 
3 Die Bestrafung der handelnden Organe oder Vertreter bleibt 
vorbehalten. 
 

Art. 28 
1 Verfügungen der Gemeinde sind mit einer Rechtsmittelbeleh-
rung zu versehen. Sie können innert 30 Tagen seit Zustellung 
mit schriftlich begründeter Einsprache bei der Veranlagungsbe-
hörde angefochten werden. 
 
2 Einspracheentscheide können innert 30 Tagen gemäss dem 
einschlägigen Bestimmungen des kantonalen Rechts beim 
Verwaltungsgericht des Kantons Graubünden angefochten 
werden. 
 

Art. 29 
1 Der Vollzug dieses Gesetzes und gegebenenfalls seiner Aus-
führungsbestimmungen, insbesondere die Veranlagung und 
Erhebung, die Verwaltung und die gesetzeskonforme Verwen-
dung der Abgaben und Taxen, erfolgt durch die Gemeinde. Für 
die Kontrolle kann die Veranlagungsbehörde auch externe Drit-
te beiziehen. 
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2 Sämtliche rechtskräftigen Verfügungen der Veranlagungsbe-
hörde gelten als Rechtsöffnungstitel im Sinne von Artikel 80 
SchKG. 
 
3 Der Gemeinde steht eine Provision für die Erhebung von 5% 
Prozent der veranlagten Abgaben und Taxen zu. 
 
4 Dem Gemeindevorstand obliegt: 
a) Die Verwaltung und die gesetzeskonforme Verwendung der 

Beherbergungs- und der Verkehrsabgabe sowie der Ver-
kehrstaxe, sofern nicht eine andere Behörde als zuständig 
erklärt wird; 

b) Bei Bedarf, der Erlass der erforderlichen Ausführungsbe-
stimmungen; 

 
5 Der Gemeindeverwaltung obliegt: 
a) Die Veranlagung und der Einzug der Beherbergungs- und 

Verkehrsabgabe sowie der Verkehrstaxe; 
b) Die Bezeichnung der Art und Weise der Auskunftserteilung 

und die ihr vorzulegenden Unterlagen gemäss Art. 21 Abs. 
3; 

c) Die Durchführung bzw. Anordnung der für die Erhebung der 
Beherbergungs- und Verkehrsabgabe sowie der Verkehrsta-
xe erforderlichen Kontrollen bei den Betrieben gemäss Art. 
22; 

d) Bei Bedarf, der Beizug externer Dritter für die Kontrolle; 
e) Der Entscheid über die subjektive Steuerpflicht gemäss Art. 

25; 
f) Die Bussenverfügung und dazugehörige Aufgabenerfüllung 

gemäss Art. 26 und Art. 27; 
g) Der Entscheid über Einsprachen gemäss Art. 28 Abs. 1. 
 

6. Schluss- und Übergangsbestimmungen 
 

Art. 30 
1 Das vorliegende Gesetz bedarf der Genehmigung durch die 
Regierung des Kantons Graubünden. 
 
 

Genehmigung 



 
 

Art. 31 
1 Die bis zum 31. Dezember 2024 erhobenen Kurtaxen werden 
von der Gemeinde gestützt auf das damals geltende Recht ver-
anlagt und in Rechnung gestellt. 
 

Art. 32 
1 Nach der Annahme des vorliegenden Gesetzes durch die 
Gemeindeversammlung und nach dessen Genehmigung durch 
die Regierung des Kantons Graubünden bestimmt der Gemein-
devorstand den Zeitpunkt des Inkrafttretens. 
 
 
 
Also beschlossen in der Gemeindeversammlung vom 12. De-
zember 2024 
 
Der Präsident:    Der Gemeindeschreiber: 
Gian Peter Niggli   Claudio Prevost 
 
 
 
Von der Regierung genehmigt gemäss Beschluss vom 
04. Februar 2025 Nr. 52/2025. 
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